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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Nationalrat setzte sich in der Wintersession 2017 als Zweitrat mit den Änderungen
im Strafgesetzbuch und im Militärstrafgesetz zur Umsetzung der Pädophilen-Initiative
auseinander. Im Gegensatz zum Erstrat war hier Eintreten unbestritten. Von
verschiedensten Fraktionssprechern wurde betont, dass Artikel 123c BV nicht direkt
anwendbar und daher eine Konkretisierung der Verfassungsbestimmung auf
Gesetzesebene unerlässlich sei. Ähnlich wie im Ständerat wurde hingegen auch in der
grossen Kammer immer wieder darauf hingewiesen, wie schwierig es sei, die Initiative
so wortgetreu wie möglich, aber gleichzeitig in den Schranken der rechtsstaatlichen
Grundsätze, insbesondere der Verhältnismässigkeit, umzusetzen. Die Meinungen
darüber, wie das beste Verhältnis von Wortlaut und Verhältnismässigkeit aussehe,
gingen jedoch erwartungsgemäss weit auseinander. So forderte Natalie Rickli (svp, ZH)
als Sprecherin der SVP-Fraktion den Rat auf, mehr an die Opfer zu denken als an die
Täter, und BDP-Fraktionssprecher Bernhard Guhl (bdp, AG) stellte klar, seiner Fraktion
sei „der Schutz der Kinder wesentlich wichtiger als die Erfüllung des Berufswunsches
eines verurteilten Straftäters.“ Auf der anderen Seite betonten die
Fraktionsvertreterinnen und -vertreter der SP, der FDP, der Grünen, der CVP und der
GLP die Wichtigkeit einer Härtefallklausel, die wenigstens einen minimalen
richterlichen Ermessensspielraum sicherstellt.

Nachdem Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen worden war, beschäftigte sich die
grosse Kammer im ersten Block der Detailberatung mit den Voraussetzungen für die
Anordnung der Tätigkeitsverbote. Sie hatte hier in drei Fragen über Minderheitsanträge
ihrer vorberatenden Rechtskommission zu befinden. Erstens wollte eine Minderheit
Arslan (basta, BS) bei der Definition des Begriffs „Kinder“ dem Ständerat folgen. Dieser
hatte beschlossen, dass nur Anlasstaten, die an Kindern unter 16 Jahren begangen
worden sind, automatisch zu einem lebenslangen Verbot von Berufen und Tätigkeiten
mit Kontakt zu Minderjährigen führen sollen. Im Gegensatz dazu beantragte die
Kommissionsmehrheit, sich an den bundesrätlichen Entwurf zu halten und die
Altersgrenze bei 18 Jahren festzusetzen – wie sie im geltenden Recht, namentlich im
Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot, schon
bestehe. Breiten Zuspruch erhielt der Antrag Arslan jedoch nur aus den Fraktionen der
Grünen und der FDP, womit der Minderheitsantrag wuchtig verworfen wurde und der
Nationalrat sich in dieser Sache dem Bundesrat anschloss. Zweitens beantragte eine
Minderheit Guhl (bdp, AG), die Antragsdelikte Exhibitionismus und sexuelle Belästigung
wieder in den Katalog der Anlasstaten für ein zwingendes, lebenslängliches
Tätigkeitsverbot aufzunehmen – und zwar bei Minderjährigen wie auch bei
Erwachsenen. Obwohl dieses Ansinnen eigentlich dem ursprünglichen Vorschlag des
Bundesrates entsprochen hätte, empfahl Bundesrätin Sommaruga, den Antrag Guhl
abzulehnen und der Kommissionsmehrheit zu folgen. Das Konzept des Ständerates sei
in diesem Punkt überzeugend und es mache durchaus Sinn, die beiden leichten
Straftatbestände aus dem Deliktkatalog auszuschliessen. Die Unterstützung der
geschlossenen SVP-, BDP- und CVP-Fraktionen reichte zusammen mit vereinzelten
weiteren Stimmen dennoch aus, um dem Minderheitsantrag Folge zu geben und den
Beschluss des Ständerates zu kippen. Als Drittes stimmte der Nationalrat über einen
Minderheitsantrag Rickli (svp, ZH) ab, der auch den Straftatbestand der Pornografie zum
Eigenkonsum wieder in den Katalog von Anlasstaten einfügen wollte. Diesmal sprach
sich auch Bundesrätin Sommaruga für die Rückkehr zum bundesrätlichen Entwurf aus,
die dann mit ähnlichen Mehrheitsverhältnissen wie zuvor auch beschlossen wurde.

Der zweite Block beinhaltete die Ausnahmebestimmungen, die Überprüfung der
Tätigkeitsverbote und alle restlichen Bestimmungen. Hier beantragte eine Minderheit
um Natalie Rickli (svp, ZH), die Härtefallklausel ganz aus dem Gesetz zu streichen; die
vom Ständerat eingefügte explizite Ausnahmebestimmung für Fälle einvernehmlicher
Jugendliebe genüge vollends. Mit 101 zu 73 Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich
der Nationalrat jedoch für die Beibehaltung der Härtefallklausel aus. Dagegen stimmten
neben der geschlossenen SVP-Fraktion die Mehrheit der BDP-Fraktion sowie
Vereinzelte aus den Fraktionen der FDP, CVP und SP. Eine weitere Kampfabstimmung
gab es zur Frage der Überprüfungsmöglichkeit bei lebenslänglichen Tätigkeitsverboten.
Während die Kommissionsmehrheit dem Ständerat folgen und keine
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Überprüfungsmöglichkeit vorsehen wollte, beantragte eine Minderheit Tschäppät (sp,
BE), die bundesrätliche Lösung mit Überprüfungsmöglichkeit nach 10 Jahren für nicht
pädophile Täter zu übernehmen. Eine zweite Minderheit Bauer (fdp, NE) legte indes
einen Kompromissvorschlag dar, wonach ein lebenslanges Tätigkeitsverbot
grundsätzlich nicht aufgehoben werden kann, es sei denn ein unabhängiges Gutachten
stellt fest, dass kein Risiko mehr besteht. Mit dieser Formulierung sollte ein Konflikt mit
der EMRK vermieden werden. Im Rat scheiterten beide Minderheitsanträge deutlich am
Widerstand der SVP- BDP-, GLP- und CVP-Fraktionen. Ein Einzelantrag Nidegger (svp,
GE), der die explizite Ausnahmebestimmung für die Jugendliebe streichen wollte, blieb
chancenlos. Bei allen übrigen Bestimmungen folgte der Nationalrat den Anträgen seiner
Kommissionsmehrheit und schloss sich damit im Grossen und Ganzen dem Beschluss
des Ständerates an. Einstimmig nahm der Nationalrat die Vorlage in der
Gesamtabstimmung an und gab sie damit zurück an den Ständerat zur
Differenzbereinigung. 1

In der Frühjahrssession 2021 begrüsste Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG) seine
Ratskolleginnen und -kollegen zur «kleinen Monsterdebatte» über die Revision der
Strafprozessordnung. Der Nationalrat nahm sich der punktuellen Anpassung der StPO
zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit (in Umsetzung der Mo. 14.3383) als Erstrat an.
Er trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Zwei Minderheitsanträge Nidegger (svp,
GE) und Addor (svp, VS) auf Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, noch
verschiedene zusätzliche Punkte in die Revision zu integrieren, fanden ausserhalb der
SVP-Fraktion keine Zustimmung und blieben damit chancenlos.
Erster Kernpunkt der Diskussion war die Einschränkung der Teilnahmerechte der
beschuldigten Person. Die aktuell geltende Regelung wurde in der Debatte immer
wieder als einer der Auslöser für die vorliegende StPO-Revision genannt. Der Bundesrat
hatte im Entwurf vorgesehen, dass die beschuldigte Person von einer Einvernahme
ausgeschlossen werden kann, solange sie sich zum Gegenstand der Einvernahme noch
nicht selber einlässlich geäussert hat. Er wollte damit der Strafverfolgung die
Wahrheitsfindung erleichtern, wie Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte. Indem
Beschuldigte unter bestimmten Voraussetzungen von der Einvernahme anderer
Personen ausgeschlossen werden können, soll verhindert werden, dass sie ihre
Aussagen einander anpassen. Befürworterinnen und Befürworter im Nationalrat
argumentierten überdies, dass Zeuginnen und Zeugen durch die Anwesenheit der
beschuldigten Person – oder letztere durch die Anwesenheit des «Bandenboss[es]»
(Barbara Steinemann, svp, ZH) – eingeschüchtert und unter Druck gesetzt werden
könnten, was die Qualität der Aussagen beeinträchtige. Vertreterinnen und Vertreter
der Gegenseite warnten dagegen vor der Einführung einer «faktische[n]
Mitwirkungspflicht» (Ursula Schneider Schüttel, sp, FR): Die neue Regelung bewirke,
dass die beschuldigte Person sich zur betreffenden Sache im Detail äussern – d.h. auf
ihr Aussageverweigerungsrecht verzichten – müsse, um bei den Beweiserhebungen
dabei sein zu dürfen. Für jemand Unschuldiges sei das besonders schwierig, führte
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) aus, «[d]enn der kann nämlich nichts anderes sagen,
als dass er unschuldig ist». Den Beweiserhebungen nicht beizuwohnen und daher nicht
genau zu wissen, was einem vorgeworfen werde, erschwere indessen die eigene
Verteidigung, so Ursula Schneider Schüttel weiter. Zwar gab auch Bundesrätin Karin
Keller-Sutter den Gegenstimmen recht, dass das Teilnahmerecht der Beschuldigten
«als Ausgleich für die strukturell starke Stellung der Staatsanwaltschaft notwendig» sei,
hielt die vorgeschlagene Einschränkung jedoch für «massvoll und zurückhaltend». Für
ihre Fraktion sei der Artikel allerdings die «Pièce de Résistance» der Vorlage,
bekundete SP-Vertreterin Ursula Schneider Schüttel ebenso wie Christian Lüscher (fdp,
GE), der für die Mehrheit der FDP-Fraktion sprach. Sinngleich erklärte auch Sibel Arslan
(basta, BS), im Falle der Annahme der neuen Einschränkung werde die Grüne Fraktion
«die ganze Vorlage infrage stellen müssen». Mit 103 zu 85 Stimmen bei zwei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer schliesslich ihrer Kommissionsmehrheit, die
beim Status quo bleiben wollte. SP und Grüne setzten sich mit Unterstützung von Teilen
der FDP- und der Mitte-Fraktionen durch.
Erfolgreicher war der Bundesrat mit seinem Ansinnen, die Voraussetzungen für die
Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr zu lockern, wobei der
Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit folgend eine vom Bundesrat abweichende
Formulierung wählte. Justizministerin Karin Keller-Sutter stellte im Rat jedoch fest,
dass nach Ansicht des Bundesrates kein materieller Unterschied zwischen den beiden
Formulierungen bestehe. Eine weitere Niederlage musste der Bundesrat bei der
vorgesehenen Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide
des Zwangsmassnahmengerichts hinnehmen. Er hatte diese in der StPO festschreiben
wollen, um die ohnehin bereits vom Bundesgericht angewandte Praxis gesetzlich zu
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verankern. «Es ist unbefriedigend, wenn sich weder die Legitimation noch das
Verfahren aus dem Gesetz ergeben», begründete die Justizministerin diese Neuerung.
Der Nationalrat folgte auch in dieser Frage mit 98 zu 89 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und strich den betreffenden Absatz aus der Vorlage. Die
geschlossen für die Version des Bundesrates stimmenden Fraktionen der SVP und der
FDP sowie einzelne Stimmen aus der Mitte- und der GLP-Fraktion befürchteten, ohne
Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft könnte «eine zu Unrecht erfolgte
Nichtanordnung von Haft» in gewissen Fällen «eine Fortsetzung der Strafuntersuchung
illusorisch» machen, wie es Christa Markwalder (fdp, BE) formulierte. Die Ratsmehrheit
folgte indessen der Argumentation von Mitte-Vertreter Philipp Matthias Bregy: Wenn
die Staatsanwaltschaft Beschwerde gegen die Nichtanordnung, Nichtverlängerung oder
Aufhebung der Untersuchungshaft einlegen könne, könne die Untersuchungshaft
«durch systematische Beschwerden der Staatsanwaltschaften unnötig verlängert»
werden. Selbst Bundesrätin Karin Keller-Sutter gab zu bedenken, es sei «alles andere als
klar», ob sich die Beschwerdeberechtigung für die Staatsanwaltschaft mit den Vorgaben
der EMRK vereinbaren lasse. Weil die Überführung der bundesgerichtlichen Praxis in
das Gesetz von einer angenommenen parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH;
Pa.Iv. 12.497) gefordert und in der Vernehmlassung mehrheitlich begrüsst worden sei,
habe sich die Regierung «trotz aller Bedenken und Unsicherheiten» entschieden, die
nun im Nationalrat durchgefallene Regelung in den Entwurf aufzunehmen, so die
Justizministerin.
Weiter sollten DNA-Profile gemäss dem Entwurf des Bundesrates neu auch dann
erstellt werden dürfen, wenn «erhebliche und konkrete Anhaltspunkte» für eine
Verwicklung der beschuldigten Person in bereits begangene oder künftige Delikte
bestimmter Schwere bestünden, und nicht mehr nur zur Aufklärung von Verbrechen,
die Gegenstand des aktuellen Verfahrens sind. Die Kommissionsmehrheit wollte hier
einerseits einen Schritt weiter gehen und schlug vor, dass bei vergangenen Straftaten
eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» bereits genügen sollte; für die Aufklärung
zukünftiger Straftaten lehnte sie andererseits die Erstellung eines DNA-Profils gänzlich
ab. Die Volkskammer folgte diesen beiden Anträgen, wobei die Verschärfung bezüglich
der vergangenen Straftaten gegen den Widerstand des links-grünen Lagers und die
Streichung bezüglich der zukünftigen Straftaten gegen die SVP- und Teile der Mitte-
Fraktion durchgesetzt wurde.
Überdies nahm der Nationalrat mit grosser Mehrheit auch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) an, der darauf zielte, die Möglichkeiten zur verdeckten Ermittlung im Bereich
der Kinderpornografie zu erweitern. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich
darauf hingewiesen, dass der Antrag in die sorgfältig austarierte Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen eingreife und deshalb abzulehnen sei. Ebenfalls gegen
den Willen des Bundesrates fügte die grosse Kammer einen neuen Artikel über die
restaurative Gerechtigkeit («justice restaurative», Wiedergutmachungsjustiz) in die
StPO ein. Die Kommission habe sich mit 15 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu diesem
«mutigen Schritt» entschieden, berichtete Kommissionssprecher Beat Flach. Wenn
beide Seiten damit einverstanden sind, soll neu eine Art Mediation zwischen Opfern
und Tätern durchgeführt werden können. Es gehe nicht darum, wie von ablehnenden
Stimmen aus SVP und Mitte kritisiert, die Verfahren zu verlängern oder «dem Straftäter
gegenüber irgendwie Milde walten zu lassen», sondern dem Opfer eine Möglichkeit zu
geben, sich mit dem Geschehenen zu beschäftigen und es aufzuarbeiten. Erfahrungen
aus der Westschweiz und aus Belgien zeigten, dass solche Prozesse das «rein[e]
Aburteilen und Strafen» gut ergänzen und vor allem für die Opfer «eine Hilfe auf dem
weiteren Lebensweg» sein könnten. Bundesrätin Karin Keller-Sutter betonte, dass der
Bundesrat die «justice restaurative» nicht generell ablehne, mahnte den Nationalrat
aber zur Vorsicht, nicht übereilt zu handeln. Sie kritisierte die unpräzise Formulierung,
die sowohl den Anwendungsbereich als auch die Folgen einer allenfalls erfolgreichen
Wiedergutmachung zu stark offen lasse; das sei «unter dem Aspekt der rechtsgleichen
Behandlung heikel». Auch müsste die Frage zuerst mit den Kantonen diskutiert werden,
die die StPO schliesslich anwendeten. Den Einwand, das Konzept sei zu wenig
ausgereift, liess Kommissionssprecher Flach nicht gelten: Der Ständerat könne als
Zweitrat noch «nachjustieren». Mit 122 zu 71 Stimmen sah das auch der Nationalrat so
und hiess den Vorschlag seiner Kommissionsmehrheit gut, wobei sich die SVP-Fraktion
geschlossen und die Mitte-Fraktion mehrheitlich gegen die Einführung der
Wiedergutmachungsjustiz aussprach.
Eine weitere Neuerung, die der Bundesrat nicht durchsetzen konnte, war das Ansinnen,
die Staatsanwaltschaft zu verpflichten, die beschuldigte Person im
Strafbefehlsverfahren zwingend einzuvernehmen, wenn ihr eine unbedingte
Freiheitsstrafe droht. Eine Einvernahme erhöhte die Akzeptanz eines Strafbefehls,
begründete die Justizministerin diesen Schritt. Während eine links-grüne Minderheit
die Einvernahme auch bei hohen Geldstrafen verpflichtend machen wollte, erachtete
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die bürgerliche Ratsmehrheit die heutige Regelung als ausreichend und strich den
Artikel gänzlich aus dem Entwurf.
Damit hatte der Nationalrat der Revisionsvorlage einige Zähne gezogen, die
insbesondere den Strafverfolgungsbehörden zugute gekommen wären. Von der
Ratslinken hatte sich der Bundesrat zunächst vorwerfen lassen müssen, einer
«durchaus beeindruckende[n] PR-Offensive» (Min Li Marti, sp, ZH) der
Staatsanwaltschaft erlegen zu sein. Gegen die Vorlage, wie sie nun vom Nationalrat
angepasst worden war, regte sich in der Gesamtabstimmung von linker Seite aber kein
Widerstand mehr. «Den Ton gaben Anwältinnen und Anwälte an», resümierte denn
auch die NZZ die Debatte. Mit dem Ergebnis explizit unzufrieden zeigte sich die SVP-
Fraktion. Die versprochene Verbesserung der Praxistauglichkeit der StPO für die
Strafverfolgungsbehörden sei «heute in diesem Saal nicht passiert», so SVP-Vertreter
Pirmin Schwander (svp, SZ), weil die Ratsmehrheit die zentralen Neuerungen verworfen
habe. Die grosse Kammer verabschiedete den Entwurf schliesslich mit 139 zu 54
Stimmen an den Zweitrat. Stillschweigend schrieb er die Motionen 09.3443, 11.3223,
11.3911, 12.4077 und 14.3383 sowie die Postulate 15.3447 und 15.3502 ab. Die vom
Bundesrat ebenfalls beantragte Abschreibung des Postulats 18.4063 zur
Wiedergutmachungsjustiz lehnte er jedoch ab. 2

Privatrecht

In der Herbstsession 2020 stand der erste Teil der Erbrechts-Revision, mit der in
erster Linie die Verfügungsfreiheit von Erblassern und Erblasserinnen vergrössert
werden sollte, auf der Tagesordnung des Nationalrats, der die Vorlage als Zweitrat
behandelte. Einige Mitglieder der SVP-Fraktion beantragten Nichteintreten, weil sie es
für falsch hielten, die Pflichtteile der Eltern und Kinder zugunsten des Lebenspartners
oder der Lebenspartnerin zu verringern. Diese Bevorzugung der horizontalen und
temporären gegenüber der vertikalen und beständigen Beziehung stelle «die
traditionellen Linien auf den Kopf», begründete Yves Nidegger (svp, GE) die Ablehnung
der Vorlage. Ausserhalb der SVP-Fraktion fand der Antrag jedoch keine Unterstützung,
sodass der Nationalrat mit 142 zu 48 Stimmen bei einer Enthaltung auf das Geschäft
eintrat.
Inhaltlich hatte sich die grosse Kammer mit drei Minderheitsanträgen aus ihrer
vorberatenden Rechtskommission zu befassen. Der erste betraf eine Bestimmung, die
der Ständerat noch stillschweigend durchgewunken hatte, die in der RK-NR jedoch für
heftige Diskussionen gesorgt hatte: Hat ein Ehepaar nichts anderes vereinbart, kommt
grundsätzlich die Hälfte der Errungenschaft (d.h. des während der Ehe gebildeten
Vermögens) der verstorbenen Person dem überlebenden Ehegatten zugute, während
die andere Hälfte zusammen mit dem Eigengut (d.h. des vor der Ehe gebildeten
Vermögens) in den Nachlass fällt und unter den Erben aufgeteilt wird. Mit einem
Ehevertrag kann ein Ehepaar von dieser Regel abweichen und den überlebenden
Ehegatten stärker oder sogar maximal begünstigen, indem ihm die gesamte
Errungenschaft zugewiesen wird, sodass nur noch das Eigengut der verstorbenen
Person in den Nachlass fällt. In der juristischen Lehre und Literatur sei nun seit
längerem umstritten, erläuterte Bundesrätin Karin Keller-Sutter, ob eine solche
Bevorzugung des Ehegatten für die Berechnung der Pflichtteile der gemeinsamen
Kinder berücksichtigt werden muss oder nicht. Der Bundesrat hatte hier darum eine
klärende Regelung vorgeschlagen, wonach der überhälftige Teil der Errungenschaft, der
an den überlebenden Ehegatten geht, bei der Berechnung der Pflichtteilsmasse zu
berücksichtigen wäre. Konkret müsste der Pflichtteil berechnet werden, bevor die
zusätzliche Begünstigung gemäss Ehevertrag angewandt wird, sodass die Basis zur
Berechnung der Pflichtteile damit grösser wäre, als wenn die ehevertragliche
Bevorzugung nicht berücksichtigt wird. In der Kommission wurde kritisiert, dass in der
Praxis eine andere Interpretation des geltenden Rechts vorherrsche und diese
Berücksichtigung bei der Berechnung der Pflichtteile üblicherweise gerade nicht
gemacht werde, sodass in der Folge zahlreiche bestehende Verfügungen an das neue
Recht angepasst werden müssten, was zu noch mehr Rechtsunsicherheit führe. Die
Justizministerin erklärte, der Bundesrat habe sich dabei auf die Analyse einer
Expertengruppe aus juristischer Lehre und Praxis gestützt, die ein grosses Interesse an
der Klärung der Rechtslage kundgetan habe. Eine Minderheit der Kommission wollte
eine in der Formulierung verbesserte Version des bundesrätlichen Vorschlags
übernehmen, währenddessen die Kommissionsmehrheit beantragte, beim geltenden
Recht zu bleiben. Der Nationalrat folgte mit 106 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung
dem Mehrheitsantrag. Da dieser Entscheid aber ohnehin zu einer Differenz mit dem
Ständerat führte, könne der Bundesrat gemäss Karin Keller-Sutter auch damit gut leben;
wichtig sei, dass sich der Ständerat noch einmal mit der Thematik befasse. 
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Mit einem zweiten Minderheitsantrag brachte Nationalrätin Min Li Marti (sp, ZH) die im
Ständerat bereits gescheiterte Idee erneut ein, dass die erblassende Person den
Pflichtteil weiter, d.h. bis auf die Hälfte des neu im Gesetz vorgeschriebenen Werts,
verringern können sollte, um so den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin in
grösserem Umfang zu begünstigen. Diese noch grössere Verfügungsfreiheit als vom
Bundesrat vorgesehen ging jedoch auch dem Nationalrat zu weit; er lehnte den
Minderheitsantrag mit 106 zu 81 Stimmen ab.
Bei der dritten Minderheit ging es um den vom Bundesrat neu ins Gesetz eingebrachten
Unterstützungsanspruch für faktische Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, der von
der Kommissionsmehrheit wie vom Ständerat abgelehnt worden war und für dessen
Beibehaltung die Minderheit Arslan (basta, BS) eintrat. Der Unterstützungsanspruch sei
gedacht, um Notlagen zu verhindern, beispielsweise weil der Lebenspartner oder die
Lebenspartnerin die verstorbene Person gepflegt und darum kein Erwerbseinkommen
hatte, und entspreche damit der Gerechtigkeit, so das Argument der Minderheit. Die
Kommissionsmehrheit war dagegen der Ansicht, dass die Verringerung der Pflichtteile
und die damit erweiterte Verfügungsfreiheit eine ausreichende Möglichkeit schaffe,
den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin zu begünstigen, wie
Kommissionssprecher Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) ausführte. Eine knappe Mehrheit aus
den geschlossenen Fraktionen der SVP und der Mitte sowie zwei Dritteln der FDP-
Fraktion besiegelte schliesslich das Aus für diese Idee. Sie wurde von der Volkskammer
mit 94 zu 90 Stimmen bei zwei Enthaltungen abgelehnt, womit die entsprechenden
Artikel definitiv aus dem Gesetzesentwurf gestrichen sind.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 140 zu 48 Stimmen bei
einer Enthaltung an, wobei alle Opposition aus der SVP-Fraktion kam. Stillschweigend
schrieb er zudem die Motion Gutzwiller (fdp, ZH; Mo. 10.3524) für ein zeitgemässes
Erbrecht und das Postulat Nantermod (fdp, VS; Po. 16.3416) betreffend eine gesetzliche
Regelung der Erbfolge in Patchworkfamilien ab. 3

Datenschutz und Statistik

Wie schon in der Vernehmlassung stellte sich auch im Nationalrat die Frage der
Aufgabenteilung zwischen Staat und Privatwirtschaft als der zentrale Knackpunkt des
Bundesgesetzes über elektronische Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) heraus.
Während Eintreten in der Frühjahrssession 2018 unbestritten war, wurde lange und
ausführlich über einen Rückweisungsantrag der links-grünen Kommissionsminderheit
diskutiert, mit dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, eine Vorlage auszuarbeiten,
die die Ausstellung der E-ID als öffentliche Aufgabe definiert, die der Bund allenfalls
mittels Leistungsauftrag an Private übertragen könnte. Die SP- und die Grüne Fraktion
unterstützten die Rückweisung mit dem Argument, analoge Ausweise wie der Pass und
die Identitätskarte würden auch vom Staat ausgegeben. Alle übrigen Fraktionen
sprachen sich jedoch für die vom Bundesrat vorgeschlagene Lösung aus, wonach die
Prüfung und Bestätigung der Identität einer Person dem Staat zufallen, die
technologische Umsetzung der E-ID hingegen von der Privatwirtschaft übernommen
werden soll. Sie betonten, privatwirtschaftliche Anbieter könnten besser auf die
technologischen Entwicklungen und die Bedürfnisse der Anwenderinnen und Anwender
reagieren, was die E-ID sicherer und nutzerfreundlicher mache; die Innovation werde
durch den Wettbewerb gefördert. Mit 131 zu 53 Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde das
links-grüne Lager überstimmt und der Rückweisungsantrag abgelehnt.
Auch in der Detailberatung stand das links-grüne Lager mehr oder weniger isoliert; alle
dessen Minderheitsanträge wurden mit grosser Mehrheit abgelehnt. Die Streichung der
Sorgfaltspflichten für E-ID-Inhaberinnen und -Inhaber aus dem Gesetz, wie erstens von
einer Minderheit Arslan (basta, BS) gefordert, ändere nichts an der Rechtslage, so die
Ansicht der ablehnenden Ratsmehrheit, da die Verschuldenshaftung des OR ohnehin
zum Tragen komme – d.h. haftbar ist grundsätzlich, wer in Verletzung von
Sorgfaltspflichten einen Schaden verursacht. Um die E-ID nutzen zu können, müssen
die Antragstellerinnen und Antragsteller zweitens einwilligen, dass ihre persönlichen
Daten ans Fedpol übermittelt werden, damit dieses die Identität bestätigen kann.
Ebenfalls eine Minderheit Arslan beantragte, diese Einwilligung durch eine
Kenntnisnahme der Übermittlung zu ersetzen, da man sie nicht verweigern könne,
sofern man die E-ID nutzen möchte, und unterlag damit der Mehrheit, die fand, die
Formulierung mache hier letztendlich keinen Unterschied, wobei die Einwilligung
einfacher verständlich sei. Drittens wollte eine Minderheit Marti (sp, ZH) dem Bund die
Möglichkeit einräumen, ein eigenes E-ID-System zu betreiben bzw. sich an einem
bestehenden System zu beteiligen, und zwar nicht nur wie im Entwurf vorgesehen,
wenn der Markt kein Angebot mit den für behördliche Applikationen geforderten
Sicherheitsniveaus «substanziell» und «hoch» bereitstellt. Damit sollte verhindert
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werden, dass bei Nichtfunktionieren der Marktlösung, z.B. infolge Vertrauensverlust
nach Hackerangriffen oder Ausstieg der Anbieter aufgrund zu geringer Rentabilität, gar
keine E-ID mehr angeboten wird. Der Ratsmehrheit zufolge sei jedoch ein Staatseingriff
nur subsidiär zum Markt akzeptabel und eine Mehrheitsbeteiligung von
Bundesunternehmen an E-ID-Anbietern nicht wünschenswert, weshalb es keine solche
Bestimmung brauche; mit Minderheitsanteilen seien die SBB, die Post und die
Swisscom auch ohne explizite gesetzliche Grundlage bereits am SwissSign-Konsortium
beteiligt. Viertens solle die Beantragung einer E-ID nicht nur wie vom Bundesrat
vorgesehen online direkt beim Anbieter, sondern auch analog auf der Gemeindekanzlei
oder beim Passbüro eingeleitet werden können, um Nicht-Digital-Natives den Zugang
zu erleichtern, so ein Minderheitsantrag Flach (glp, AG). Die ablehnende Mehrheit
argumentierte jedoch, man wolle den Gemeinden und Kantonen keine Zusatzaufgaben
aufbürden und ohnehin würden Personen, die nicht mit dem Internet vertraut sind,
keine E-ID benutzen. Weitere Minderheiten forderten vergebens die sofortige
Vernichtung der Daten durch die Identity Provider, statt wie vorgesehen die Löschung
nach sechs Monaten, ein explizites Verbot der kommerziellen Nutzung dieser Daten
(beide Arlsan), die Anbindung der Preise an die tatsächlich anfallenden Kosten (Marti)
und ausdrückliche Garantien, dass staatliche Dienstleistungen auch weiterhin ohne E-
ID zugänglich und eine E-ID auch ohne Kundenbeziehung zum Anbieter erhältlich sein
müssen (beide Mazzone, gp, GE).
Als Einzige mit ihrem Minderheitsantrag erfolgreich war Andrea Gmür-Schönenberger
(cvp, LU), die Bundesrätin Karin Keller-Sutter sowie eine knappe Ratsmehrheit von der
Notwendigkeit überzeugen konnte, den barrierefreien Zugang zur E-ID im Gesetz zu
verankern, sodass Menschen mit Behinderung bei der Beantragung einer E-ID nicht
benachteiligt werden. Als zweite substanzielle Änderung am bundesrätlichen Entwurf
ergänzte der Nationalrat das Gesetz auf Antrag seiner Kommission dahingehend, dass
die Identity Provider allen Personen, die einen Antrag stellen und die Voraussetzungen
erfüllen, eine E-ID ausstellen müssen. Der Bundesrat plädierte vergeblich für die
Wirtschaftsfreiheit der privaten Anbieter. Mit 181 zu 1 Stimme war die grosse Kammer
der Ansicht, dass niemand von der E-ID ausgeschlossen werden soll. Das viel und heftig
diskutierte, am Ende gegenüber dem Entwurf des Bundesrates aber nur leicht
angepasste Gesetz passierte die Gesamtabstimmung im Nationalrat schliesslich mit 128
zu 48 Stimmen bei 4 Enthaltungen; dagegen votierten die Fraktionen der Grünen und
der SP – letztere mit einer Ausnahme – geschlossen. 4

In der Herbstsession 2019 ging das Bundesgesetz über elektronische
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) in die Differenzbereinigung. In der ersten Runde
konnte sich die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat bei allen Streitpunkten
durchsetzen, womit die Volkskammer an ihren ursprünglichen Positionen festhielt und
keine grosse Kompromissbereitschaft an den Tag legte. Obwohl sich die Frage um das
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die E-ID wie ein roter Faden durch die
Debatte zog, schienen die diesbezüglichen Überlegungen die Entscheidungen des Rats
nur wenig zu beeinflussen. So lehnte der Nationalrat sowohl den von einer Minderheit
Arslan (basta, BS) geforderten Zwang als auch die vom Ständerat eingeführte,
vorbedingungslose Möglichkeit für den Staat zur Herausgabe einer E-ID ab und hielt an
der rein subsidiären staatlichen Herausgabe fest, obwohl sich Bundesrätin Karin Keller-
Sutter für den ständerätlichen Kompromiss ausgesprochen hatte. Der Staat sollte sich
auch nicht wie vom Ständerat vorgesehen an privaten E-ID-Anbietern (Identity
Providern) beteiligen können. Des Weiteren hielt die grosse Kammer an der Nennung
der Sorgfaltspflichten im E-ID-Gesetz fest und strich lediglich die Delegationsnorm,
welche die Konkretisierung der Sorgfaltspflichten durch den Bundesrat vorgesehen
hätte. Eine Minderheit Flach (glp, AG) blieb mit dem Vorschlag eines Mittelwegs
erfolglos, der das explizite Verbot der Weitergabe der E-ID streichen, die abstrakte
Beschreibung der Sorgfaltspflichten aber beibehalten wollte. Ebenfalls erfolglos blieb
die durch Beat Flach eingebrachte Forderung des Konsumentenschutzes, dass
Dienstleistungen, für die eine E-ID der Sicherheitsstufe «niedrig» ausreicht, auch ohne
E-ID genutzt werden können müssen. Da die Angst, im Internet eine Datenspur zu
hinterlassen, nachvollziehbar sei, hatte sich Bundesrätin Keller-Sutter auch hierfür
vergebens stark gemacht. Die vom Ständerat neu eingeführte E-ID-Kommission
(Eidcom) als unabhängige Stelle zur Anerkennung und Kontrolle der Identity Provider
blieb im Nationalrat vorerst ebenso chancenlos wie die von der Schwesterkammer
verschärften Datenschutzbestimmungen.
Im Ständerat erklärte es Kommissionssprecher Beat Vonlanthen (cvp, FR) zum Ziel
dieses Gesetzgebungsprozesses, dass das Gesetz bzw. die E-ID «vertrauenswürdig sein
und in einer allfälligen Volksabstimmung bestehen können» müssten. In diesem Lichte
hielt die Kantonskammer an ihren Positionen zur Möglichkeit für eine staatliche
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Herausgabe der E-ID und für eine staatliche Beteiligung an Identity Providern sowie zur
Einführung der Eidcom, die sie allesamt als zentral für die Vertrauensbildung in der
Bevölkerung erachtete, stillschweigend fest. Einen Schritt auf ihre Schwesterkammer zu
machte sie bei den Sorgfaltspflichten, wo sie sich für den zuvor im Nationalrat
diskutierten, aber dort noch abgelehnten Mittelweg Flach entschied. Mit der im
Nationalrat abgelehnten, zwingenden Alternative zur E-ID bei Dienstleistungen, die nur
Sicherheitsstufe «niedrig» verlangen, fand das Anliegen des Konsumentenschutzes im
Ständerat Gehör und wurde ins Gesetz aufgenommen. Zugeständnisse an den
Nationalrat machte die kleine Kammer auch beim Datenschutz, indem sie einen
Kompromiss einführte, wonach die Zweckbindung der Datenverarbeitung erhalten
bleiben, eine Bearbeitung durch Dritte im Rahmen des Datenschutzgesetzes aber
erlaubt sein soll, um die konzerninterne Arbeitsteilung und das Outsourcing der
Datenbearbeitung nicht zu verunmöglichen.
Während sich der Nationalrat bei den Sorgfaltspflichten schliesslich auf den Mittelweg
Flach einliess und diese Differenz damit ausräumte, brachte die RK-NR einen neuen
Vorschlag betreffend die Rolle des Staates vor. Demnach soll der Staat nur dann selber
ein E-ID-System betreiben dürfen, wenn die Zwecke der E-ID gemäss Art. 1 BGEID nicht
erfüllt werden. Der Bundesrat unterstützte diese Subsidiaritätsregel nun, da sie die
Voraussetzungen für das Tätigwerden des Staates klar formuliere und der Bund auch
ohne diese Einschränkung ohnehin nur mit gebührender Zurückhaltung agiert hätte.
Entgegen einer Minderheit Min Li Marti (sp, ZH), die von der SP-, der Grünen- sowie
einzelnen Mitgliedern der FDP-Fraktion getragen wurde und an der ständerätlichen
Version festhalten wollte, entschied sich die grosse Kammer für diesen neuen
Kompromiss. Bezüglich der Eidcom hatte sich die Mehrheit der RK-NR seit der letzten
Beratung umstimmen lassen; sie setzte sich nun gemeinsam mit dem Bundesrat für
deren Einführung als unabhängige Aufsicht ein, da der Staat, würde er subsidiär tätig,
sich im Falle der Aufsicht durch das Informatiksteuerungsorgan des Bundes letztlich
selber beaufsichtigen würde. Die Mehrheit des Nationalratsplenums liess sich davon
überzeugen und schloss sich mit 113 zu 69 Stimmen dem Ständerat an, während die
SVP- und die BDP-Fraktionen sowie einige FDP-Vertreterinnen und -vertreter dagegen
votierten. Dem ständerätlichen Kompromiss beim Datenschutz stimmte die grosse
Kammer stillschweigend ebenfalls zu.
In der einen verbleibenden Differenz zum subsidiären E-ID-System des Bundes schloss
sich der Ständerat schliesslich stillschweigend dem neuen nationalrätlichen Vorschlag
an. Die so bereinigte Vorlage passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit 144 zu
51 Stimmen bei 2 Enthaltungen und jene im Ständerat mit 35 zu 2 Stimmen bei 8
Enthaltungen. Wie bereits seit längerem angekündigt, zeigten sich die SP und die
Grünen nicht zufrieden mit dem Gesetz, weil sie sich die Herausgabe der E-ID durch
den Staat gewünscht hätten. Das letzte Wort in dieser Angelegenheit dürfte wohl das
Volk haben, mutmasste die Presse. 5

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Der Nationalrat nahm im März 2020 den Aussenpolitischen Bericht 2019 zur Kenntnis.
Der Bericht gibt einen Gesamtüberblick über die Aussenpolitik der Schweiz im
Berichtsjahr. Dabei zieht er auch Bilanz über die bundesrätliche Aussenpolitische
Strategie 2016-2019, wobei diese im Generellen positiv ausfiel. Einzelne Ziele,
insbesondere in der Europapolitik, konnten noch nicht erreicht werden. Grund dafür
war vor allem der nach wie vor ausstehende Abschluss eines institutionellen
Rahmenabkommens, welches den bilateralen Weg mit der EU konsolidieren und
weiterentwickeln sollte. Im Jahr 2019 beobachtete der Bundesrat gemäss Bericht fünf
globale Trends, dazu gehörten die internationale Protestbewegung der Klimajugend und
jene in Hongkong genauso wie die digitale Transformation und deren Risiken. Auch der
zunehmende strategische Wettbewerb zwischen den Grossmächten, explizit der
Handelskonflikt zwischen den USA und China, die Schwächung des Multilateralismus
sowie die damit einhergehende Abnahme des Sicherheitsniveaus liessen sich im
Berichtsjahr beobachten. Institutionen wie die NATO, die OSZE und die EU würden
stärker in Frage gestellt und die Situation im Mittleren Osten gewinne sowohl in Syrien,
im Iran, in Jemen wie auch in der Golfregion an Brisanz, erklärte der Bundesrat im
Bericht. 
Die letzte grosse Entwicklungstendez sei die Verlangsamung der Globalisierung, was für
die Schweiz bedeute, dass der europäische Markt kurz- und mittelfristig an Bedeutung
gewinnen dürfte. Daraus folge als logische Konsequenz ein Bedeutungsgewinn der
bilateralen Beziehungen mit europäischen Staaten, auch ausserhalb der EU.
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Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) würdigte im Namen der APK-NR die guten Dienste
der Schweiz als Trägerin von Schutzmachtmandaten und die Umsetzung der UNO-
Agenda 2030 trotz mangelnder Kohärenz zwischen den Politikfeldern. Kritischer
äusserte er sich zur fehlenden Führung des Bundesrats in der Europapolitik, dennoch
beantragte die Kommission, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Roger Köppel (svp,
ZH) liess hingegen kaum ein gutes Haar an der Aussenpolitik der Schweiz und
bemängelte angesichts der sich anbahnenden Corona-Krise den «Irrweg», den die
Schweiz mit ihrer «globalen Abhängigkeit» eingeschlagen habe. Die Fraktion der FDP
fand lobende Worte für den Bericht und die gestärkte Rolle der Schweiz als
mediierende Kraft im Nahen Osten. Sibel Arslan (basta, BS) bemängelte stellvertretend
für die grüne Fraktion diverse inhaltliche Lücken, wie die Verfolgung von LGBTIQ-
Menschen und die neue Richtlinie zur Zusammenarbeit mit Schweizer NGOs. Zum
Abschluss betonte der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis, dass die Aussenpolitik
sowohl verfassungsrechtlich wie auch faktisch eine Angelegenheit des
Gesamtbundesrats sei. Er zeigte sich überzeugt, dass der Problematik der fehlenden
Kohärenz in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 Rechnung getragen werde und
sich die Schweizer Aussenpolitik dementsprechend noch kohärenter und glaubwürdiger
präsentieren dürfte. 
Die Kenntnisnahme durch den Ständerat erfolgte aufgrund des Sessionsabbruchs nicht
mehr in der Frühlingssession 2020. 6

In der Frühlingssession 2020 nahm der Nationalrat Kenntnis von der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023, welche als Handlungsrahmen für die kommende Legislatur
dienen soll. Es handelte sich um das erste Mal, dass die Aussenpolitische Strategie, die
seit 2011 veröffentlicht wird, in einem interdepartementalen Prozess erarbeitet wurde.
Dadurch soll die Aussenpolitik die Interessen und Werte der Schweiz noch kohärenter
abbilden. Zudem erhielten die Räte erstmals die Gelegenheit die Strategie im Parlament
zu diskutieren. Nebst den vier thematischen Schwerpunkten «Frieden und Sicherheit»,
«Wohlstand», «Nachhaltigkeit» und «Digitalisierung» legte der Bundesrat erstmals
auch konkrete Ziele vor. Unter anderem soll das internationale Genf als Zentrum der
digitalen Governance positioniert werden. Auch die Kandidatur der Schweiz als
nichtständiges Mitglied des UNO-Sicherheitsrats wurde als wichtiges Ziel für 2023
definiert. 
Sybille Arslan (basta, BS), befand die Strategie im Namen der APK-NR für «konzise, gut
strukturiert und gut leserlich», wobei vor allem der Einbezug des Klimawandels und der
Thematik des Wassers, insbesondere nachhaltiges Wassermanagement wurde
behandelt, begrüsst wurde. Auch die Einführung von Zielen zur Messung der
Strategiewirksamkeit und die starke Gewichtung der Digitalisierung wurde von der
Kommission wohlwollend zur Kenntnis genommen. Ein Teil der Kommission hätte sich
laut Kommissionssprecherin einen höheren Stellenwert der Menschenrechte und der
Armutsbekämpfung gewünscht. Gleiches galt auch für Fehlen der
Auszahlungsbedingungen der Kohäsionsmilliarde. 7
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Beziehungen zur EU

Etwa anderthalb Stunden diskutierte der Nationalrat in der Herbstsession 2021 über die
Freigabe des zweiten Kohäsionsbeitrags an die EU. Die APK-NR empfehle, den
Vorschlag des Bundesrats anzunehmen und mit dem Entscheid einem «konstruktiven
Ansatz in der Europapolitik Raum zu geben», teilte Kommissionssprecher Nussbaumer
(sp, BL) zu Beginn der Debatte mit. Die Kommission wolle den Bundesbeschluss zur
Freigabe der Kohäsionsmilliarde jedoch dahingehend ergänzen, dass Verpflichtungen
auf Grundlage des Kohäsionskredits erst eingegangen würden, nachdem der Bundesrat
die Finanzierungsbotschaft zur Schweizer Teilnahme an Erasmus plus vorgelegt hat. Um
diesen Prozess zu beschleunigen, hatte die APK-NR Anfang September 2021 eine
entsprechende Kommissionsmotion eingereicht. 
Obwohl sich alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP für die Annahme des
Bundesbeschlusses aussprachen, benötigten die Mitglieder des Nationalrats in der
Folge viel Sitzfleisch, bis sie eine Entscheidung treffen konnten. So wehrte sich die SVP-
Fraktion vehement gegen das Anliegen der Kommissionsmehrheit, wobei ihre Mitglieder
zahlreiche Fragen an die Rednerinnern und Redner stellten und dem Rat mehrere
Minderheitsanträge vorlegten. Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa wollte von
Kommissionssprecher Nussbaumer wissen, weshalb die APK-NR trotz weiterer
Diskriminierungen die Freigabe unterstütze. Er beklagte die fehlende Assoziierung an
Horizon Europe und an Erasmus plus sowie die Probleme im gesamten Strombereich
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und beim Mutual Recognition Agreement (MRA). Nussbaumer erklärte die Entscheidung
der Kommission damit, dass man mit dem Entscheid ein neues Kapitel in den
bilateralen Beziehungen aufschlagen könne. Zwei Minderheitsanträge von Roger Köppel
(svp, ZH) verlangten, nicht auf das Geschäft einzutreten respektive keine
Verpflichtungen auf Grundlage des Rahmenkredits einzugehen, bis die Schweiz an
Horizon Europe assoziiert sei oder die Börsenäquivalenz wiederhergestellt worden sei.
Eine Minderheit Nidegger (svp, GE) wollte die Vorlage an den Bundesrat rücküberweisen
und ihn beauftragen, die Kohäsionsmilliarde für die Sanierung der AHV zu verwenden.
Franz Grüter (svp, LU) schlug mit seinem Einzelantrag vor, den Beschluss dem
fakultativen Referendum zu unterstellen. 
Überdies legten die Sprecherinnen und Sprecher aller Fraktionen deren Position
ausführlich dar. So warf etwa Sibel Arslan (basta, NR) für die Grüne Fraktion sowohl der
Schweiz wie auch der EU vor, Fehler gemacht zu haben, sah den finalen Fehltritt aber
auf Schweizer Seite, und zwar im Abbruch der Verhandlungen über das
Rahmenabkommen. Die Freigabe der Kohäsionsmilliarde erachtete sie als einen Schritt
zur Normalisierung und als Erfüllung eines längst gemachten Versprechens. Da die
Motion der APK-NR zur Finanzierungsbotschaft von Erasmus plus bereits angenommen
worden war, forderte sie in einem Minderheitsantrag die Streichung der
entsprechenden Bedingung. Ähnlich tönte es auch von SP-Sprecher Molina (sp, ZH), der
das Ende der Verhandlungen ebenfalls als «verantwortungslos» kritisierte. Auch aus
Sicht der GLP sei der Verhandlungsabbruch ein «grosser Fehler» gewesen, meinte
Roland Fischer (glp, LU). Die Schweiz profitiere enorm vom europäischen Binnenmarkt
und zahle im Verhältnis zu Norwegen sehr wenig für den Zugang. Die FDP setze sich für
die Freigabe des Kohäsionsbeitrags ein, um die Negativspirale im Verhältnis zur EU zu
durchbrechen, erklärte Christa Markwalder (fdp, BE). Auch sie sprach das überaus
günstige Kosten-Nutzen-Verhältnis an, dass die Schweiz im Hinblick auf die
Verflechtung mit dem Binnenmarkt aufweise. Eine Verringerung der wirtschaftlichen
und sozialen Ungleichheiten wirke sich über die europaweiten Bildungs-, Forschungs-
und Kulturkooperationen auch positiv auf die Schweiz aus. Mitte-Nationalrätin
Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) hob die Bedeutung der Kohäsionszahlung für
das Vorankommen im Horizon-Dossier hervor. Die Nichtassoziierung der Schweiz sei
zwar diskriminierend und die Verknüpfung mit der Kohäsionsmilliarde «unschön», doch
rechtlich gesehen stehe die EU nicht in der Pflicht, Abkommen mit der Schweiz zu
aktualisieren. Auch die Mitte-Fraktion unterstütze die Freigabe des Beitrags sowie den
Minderheitsantrag Arslan, gab sie bekannt. Nationalrat Grüter vertrat schliesslich die
Ansicht, dass die Schweiz der EU nichts schulde, da die EU massiv von der Schweiz als
Handels- und Wirtschaftspartnerin profitiere. Er bemängelte zudem, dass der
Bundesbeschluss der Schweizer Bevölkerung nicht zur Abstimmung vorgelegt worden
war. 
Der im Rat anwesende Aussenminister Cassis drängte die grosse Kammer zur Freigabe
der Zahlung, weil man nur so eine positive Verhandlungsdynamik schaffen und
Fortschritt in anderen Dossiers erzielen könne. Für die plötzliche Kehrtwende trotz
andauernder Diskriminierung der EU im Rahmen der aberkannten Börsenäquivalenz
habe der Bundesrat zwei Gründe, erklärte Cassis: Einerseits hätten die
Schutzmassnahmen für die Schweizer Börseninfrastruktur die Situation entspannt,
andererseits sei die Rechtsgrundlage für den zweiten Kohäsionsbeitrag auf Ende 2024
befristet. Den Einzelantrag von Franz Grüter empfahl er zur Ablehnung, da
Finanzgeschäfte gemäss Parlamentsgesetz in Form von einfachen Bundesbeschlüssen
erlassen würden – so etwa auch 2019, als das Parlament die Rahmenkredite der zweiten
Kohäsionszahlung genehmigt hatte. 
Die grosse Kammer lehnte in der Folge sämtliche Minderheitsanträge der SVP ab, strich
aber gemäss der Forderung von Sibel Arslan die Verknüpfung mit der
Finanzierungsbotschaft für Erasmus plus. Spätabends wurde der Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 131 zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen der SVP-
Fraktion und einiger Fraktionsmitglieder der Mitte angenommen. 8
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Entwicklungspolitik

Im Vorfeld der Sommersession 2020 befassten sich sowohl die FK-NR wie auch die
APK-NR ausführlich mit der Botschaft zur Strategie der IZA 2021-2024. Wie bereits in
der Vernehmlassung führte die APD-Quote zu inhaltlichen Differenzen. Die FK-NR
lehnte sowohl eine progressive Erhöhung der APD-Quote auf 0.7 Prozent, wie auch eine
Senkung der Quote auf 0.45 Prozent ab. Auch ein weiterer Kürzungsantrag, welcher die
Rahmenkredite – ausser denjenigen zur humanitären Hilfe – halbieren wollte, wurde
abgelehnt. Eine Kommissionsmehrheit beantragte dem Nationalrat, den Vorschlag des
Bundesrats anzunehmen. Die APK-NR kam in ihrer Beratung hingegen zum Schluss, dass
in Krisenzeiten eine starke internationale Zusammenarbeit und eine effektive
humanitäre Hilfe unabdingbar sei. Aus diesem Grund beschloss die Kommission von der
bundesrätlichen Vorlage abzuweichen, und die Rahmenkredite um CHF 241 Mio. zu
erhöhen. Diese Erhöhung entspräche einer progressiven Erhöhung der APD-Quote auf
die vom Parlament 2011 festgesetzten 0.5 Prozent. Zudem reichte die APK-NR zwei
Vorstösse ein, eine Motion zur Fortführung der Tätigkeiten in ausgewählten Ländern in
Zentralamerika und der Karibik und ein Postulat (20.3469), welches einen Bericht zu
Zoonosen und deren Eindämmung forderte. 
Der Sprecher der APK-NR, Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) empfahl dem grossen Rat in
der Sommersession 2020, auf alle vier Bundesbeschlüsse einzutreten und den
Gesamtbetrag des Rahmenkredits um den bereits erwähnten Betrag zu erhöhen.
Daraufhin entspann sich eine langwierige Debatte entlang der Parteigrenzen für oder
gegen eine Erhöhung der Rahmenkredite. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
brachte die Debatte mit der Feststellung: «Die Linke möchte immer mehr finanzielle
Mittel und die Rechte immer weniger» konzise auf den Punkt. CVP und FDP
unterstützten die bestehende Vorlage des Bundesrates während die Parteien links und
rechts davon abwichen. SP, Grüne und GLP auf der einen und die SVP auf der anderen
Seite argumentierten allesamt mit den Konsequenzen der Corona-Krise für ihr
jeweiliges Anliegen. Die davon abgeleiteten Folgerungen standen sich aber diametral
gegenüber. Sibel Arslan (gp, BS) verwies auf die «verheerende» Wirkung der Corona-
Massnahmen für die Wirtschaft in den Entwicklungsländern und forderte, dass sich die
Schweiz als – auch nach Corona – stabiles und reiches Land ihrer Verantwortung
bewusst werden müsse. Auch Nationalrätin Tiana Angelina Moser (glp, ZH) befand es für
notwendig, die Kredite bzw. die ADP-Quote zu erhöhen, da sich die Schweiz als
Globalisierungsgewinnerin für die Bewältigung globaler Krisen einsetzen sollte. Die SVP-
Fraktion interpretierte die Folgen der Corona-Pandemie gänzlich anders. So verlangte
Nationalrat Roland Büchel (svp, SG) im Namen seiner Fraktion die Kürzung des IZA-
Budgets und die Aufhebung der ADP-Quote, da qualitative Messgrössen wichtiger seien
als quantitative. Auch sein Parteikollege Franz Grüter (svp, LU) stellte die Höhe des
Entwicklungshilfe-Budgets angesichts der «grössten Krise seit dem Zweiten Weltkrieg»
in Frage. Ein Rückweisungsantrag von Rino Büchel wurde mit 140 zu 53 Stimmen
abgelehnt. Ebenfalls abgelehnt wurden die zahlreichen Minderheitsanträge, darunter
auch jene von Roland Büchel und Sibel Arslan, welche die Höhe der Rahmenkredite
anpassen wollten und inhaltlich teilweise identisch waren. Der Nationalrat nahm
hingegen einen Minderheitsantrag Portmann (fdp, ZH) an. Dieser legte fest, dass die
Beträge der Rahmenkredite mit der wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbaupfad
der Corona-bedingten Schulden fluktuieren werden. Mit Ausnahme der SVP stimmten
alle Fraktionen für die vom Bundesrat vorgebrachten Bundesbeschlüsse. 9
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Urheberrecht

In der Herbstsession 2019 läutete der Nationalrat die erste Runde in der
Differenzbereinigung der Urheberrechtsrevision ein. Obwohl er am Ende des Tages in
allen drei verbliebenen Differenzen – Bibliotheken, Filmmusik und Hotelabgaben –
gemäss den Kommissionsanträgen stimmte, blieben auch in dieser Sitzung aufgrund
zweier Minderheitsanträge die Diskussionsbeiträge nicht aus.  
Im Falle der Bibliotheken hatte sich die grosse Kammer bis anhin noch nicht äussern
können, da die Frage der tarifären Begünstigungen erst in der Sommersession 2019 vom
Ständerat aufgeworfen worden war. Eine knappe Mehrheit der RK-NR (12 zu 11 Stimmen
bei einer Enthaltung) hatte sich sodann auch für dessen Beschluss ausgesprochen, den
Vergütungstarif für Bibliotheken zukünftig zu reduzieren. Die Minderheit Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) aber griff den bereits in der kleinen Kammer eingebrachten
Einzelantrag des Parteikollegen Engler (cvp, GR) auf und beantragte die Aufhebung der
Vergütungspflicht auf Ausleihen für gemeinnützige Institutionen. Die
Minderheitssprecherin Gmür-Schönenberger begründete den Antrag wie folgt: Die mit
der tariflichen Vergünstigung verbundene Honorierung der Bibliotheksarbeit sei zwar
erfreulich, jedoch entspreche diese Regelung faktisch keinem Kompromiss, sondern
einem Rückschritt, da dadurch eine Abgabe auf Pauschalen gesetzlich verankert werde.
Die Bibliotheken hätten sich mit der Beibehaltung der bisherigen Praxis einverstanden
gezeigt, müssten aber mit den neuen Grundlagen teilweise um ihre Existenz fürchten.
Bibliotheken seien die grössten Förderer von Autorinnen und Autoren; mit dem von ihr
eingebrachten Antrag liesse sich nun ein System verankern, von dem auch die
Autorenschaft direkt profitieren könne. Ihr Parteikollege Philipp Bregy (cvp, VS)
pflichtete dem bei und verkündete, dass die CVP-Fraktion dem Antrag zustimmen
werde. Sibel Arslan (BastA/BS) – als Mitträgerin des Minderheitsantrags – führte
hingegen in ihrer Erläuterung aus, weshalb sich die Grüne Fraktion schliesslich doch für
den Mehrheitsantrag aussprechen werde: Im Grundsatz ginge es hierbei um einen
Interessenkonflikt zwischen den Bibliotheken und der Rechteinhaberschaft. Die
ursprüngliche Annahme, dass der Minderheitsantrag lediglich eine Ergänzung und
Präzisierung des Art. 60 Abs. 4 sei und besonders den kleinen Bibliotheken, die für die
Rechteinhaberschaft von grosser Bedeutung sind, zugute käme, müsse nachträglich
revidiert werden. Der ständerätliche Beschluss berücksichtige die spezifische Situation
der Bibliotheken zur Genüge; alles darüber hinaus wäre lediglich eine Einschränkung
der Rechteinhaberschaft. Da dies im Vergleich zum Status quo gar einer
Verschlechterung der Situation von Urheberinnen und Urhebern gleichkomme, werde
man dem Mehrheitsantrag folgen, wobei eine kleine Minderheit – womit sie wohl in
erster Linie sich selbst meinte – sich zwecks Lösungsfindung enthalten werde. Während
sich auch die BDP-Fraktion diesem Entscheid anschloss, sprach sich die FDP-Fraktion
wiederum für den Mehrheitsentscheid aus. Vor der Abstimmung liess es sich die
anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter nicht nehmen, darauf hinzuweisen, dass die
vom Ständerat vorgeschlagene Begünstigung sehr flexibel sei und, wenn auch nicht eine
generelle Privilegierung, immerhin die Berücksichtigung spezifischer Fälle zuliesse. In
der Abstimmung sprach sich schliesslich eine deutliche Mehrheit von 106 zu 61 Stimmen
für den Mehrheitsantrag aus und folgte somit dem Beschluss des Ständerates.
Hinsichtlich der Filmmusik gab es nichts zu beanstanden, weshalb man, wie von der
Kommission beantragt, stillschweigend Zustimmung zum Ständeratsbeschluss gab. Bei
der vom Nationalrat selbst eingebrachten Hotelabgabe schieden sich wiederum die
Geister. Während eine Kommissionsmehrheit von 16 Stimmen ein Festhalten am
Erstbeschluss beantragte, forderte eine Minderheit Wasserfallen (sp, BE) (8 Stimmen)
die Zustimmung zum Ständeratsbeschluss. Flavia Wasserfallen eröffnete ihr Votum mit
dem Verweis auf die parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS; Pa.Iv. 16.493): «Es
mag manchmal elegant und klug sein, ein Anliegen aus einer parlamentarischen
Initiative in das laufende Verfahren einer Gesetzesrevision aufzunehmen und damit
auch Zeit zu gewinnen. Manchmal ist es aber auch einfach nur unüberlegt und schlecht,
wie hier in Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe d». Es sei durchaus legitim, unbeliebte
Regelungen auf diese Weise aus dem Weg zu schaffen, in diesem Fall sei es aber
besonders heikel, weil man zum einen eine ziemlich verfehlte Definition von
Eigengebrauch festlegen würde und zum anderen ein Thema aufgreife, das bis anhin
noch nie zur Diskussionsgrundlage der AGUR12 gezählt habe. Des Weiteren würde man
damit nicht nur einen bestehenden Kompromiss zuungunsten der Schweizer
Kunstschaffenden verändern, sondern auch ein Streitschlichtungsverfahren aufgrund
der Verletzung von internationalen Grundlagen riskieren. Giovanni Merlini (fdp, TI)
schätzte hingegen das Risiko eines solchen Verfahrens wesentlich geringer ein. Auf
internationaler Ebene sei die Frage der Doppelvergütung relativ unerheblich, der Fokus
liege dort vielmehr auf der Bekämpfung von illegalen Kopien. Die zusätzliche finanzielle
Belastung der betroffenen Institutionen sei in dieser Frage relevanter. Daher erbitte die
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FDP-Fraktion ein Festhalten und somit die Bestätigung der direkten Umsetzung der
angesprochenen Initiative. Zur Abstimmung stand in der Folge ein erneuter
Interessenkonflikt, der sich dieses Mal zwischen der Kultur und der Wirtschaft bzw.
dem Tourismus eröffnete. So war es wenig erstaunlich, dass die Abstimmung mit 108 zu
68 Stimmen zugunsten der Mehrheit ausfiel, die sich aus den nahezu geschlossenen
Fraktionen der SVP, FDP, CVP und BDP zusammensetzte, während die gänzlich
geschlossenen Fraktionen der Grünen, SP und GLP das Nachsehen hatten. Somit wurde
die Vorlage mit einer verbleibenden Differenz an den Ständerat zurückgeschickt.

Das Anliegen ebendieser einen verbleibenden Differenz hatte bei den
Kulturschaffenden bereits vor der Abstimmung für rote Köpfe gesorgt. Just am
Wochenende vor der Nationalratsdebatte hatten sich Prominente wie Sina, Büne
Huber, Marc Sway und Stefanie Heinzmann in einem offenen Brief mit dem Titel «Wir
verschenken unsere Arbeit nicht!» an das Parlament gewandt, wie die Basler Zeitung
und der Tages-Anzeiger berichteten. Der hier angedachte Passus würde für die
Schweizer Musikschaffenden einer Einbusse in Höhe von CHF 1 bis 1.5 Mio.
gleichkommen. Arrivierte Künstler wie der Berner Mundartsänger Marc Trauffer seien
zwar – gemäss eigener Aussage – nicht auf Urheberrechtsvergütungen angewiesen, aus
Solidarität zu anderen Branchenkolleginnen und -kollegen, auf die das eben nicht
zutreffe, habe er den Brief dennoch unterschrieben. Christoph Trummer von Sonart,
der Vereinigung Schweizer Musikschaffender, bekundete in den Medien sein Bedauern
darüber, dass ein grundsätzlich ausgeglichener Kompromiss auf den letzten Metern nun
«zulasten der Kultur und zugunsten des Tourismus» verändert werde. Besonders, da
zum einen die Vergütung sehr gering ausfalle – pro Hotelzimmer und Monat weniger als
CHF 1 – und zum anderen die Auswahl der von der Abgabe ausgenommenen
Institutionen doch sehr willkürlich erscheine und daher vermutlich in absehbarer Zeit
auch andere Institutionen ihr Begehren äussern würden. Besonders kritisiert wurde,
dass lediglich Schweizer Künstlerinnen und Künstler von dieser Anpassung betroffen
seien, während ausländische Künstlerinnen und Künstler ihre Vergütung weiterhin
einfordern könnten. 10

1) AB NR, 2017, S. 1910 ff.; TG, 5.12.17; NZZ, 6.12.17; WW, 14.12.17
2) AB NR, 2021, S. 573 ff.; AB NR, 2021, S. 589 ff.; AB NR, 2021, S. 608 ff.; NZZ, 19.3.21
3) AB NR, 2020, S. 1732 ff.; AZ, CdT, NZZ, TA, 23.9.20
4) AB NR, 2019, S. 479 ff.; NZZ, SGT, TA, 21.3.19
5) AB NR, 2019, S. 1409 ff.; AB NR, 2019, S. 1596 ff.; AB NR, 2019, S. 1993; AB SR, 2019, S. 673 ff.; AB SR, 2019, S. 820; AB SR,
2019, S. 999; BBl, 2019, S. 6567 ff.; So-Bli, 9.6.19; BaZ, TA, 6.7.19; BaZ, TA, 14.8.19; BaZ, NZZ, TA, 11.9.19; SGL, TA, 18.9.19; AZ, TA,
24.9.19
6) AB NR, 2020, S. 325 ff.; BBI, 2020, S.1565 ff.
7) AB NR, 2020, S.331ff.; Aussenpolitische-Strategie-2020-23
8) AB NR, 2021, S. 2069 ff.; Medienmitteilung APK-NR vom 1.9.21
9) AB NR, 2020, S. 953ff.; AB NR, 2020, S. 967ff.
10) AB NR, 2019, S. 1402 ff.; Medienmitteilung RK-NR vom 5.7.19; BaZ, TA, 10.9.19

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 12


